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Amrechnungskurſe für die Amſatz⸗Ausgleichſteuer und für die Leuchtmittelſteuer 


(5 1 der Verordnung vom 9. April 1936 — RG Bl. ! S. 368, R3 Bl. S. 137 —; 8 9 Abſ. 2 der Durchführungsbeſtimmungen 
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Staat Einheit Reichsmark Staat Einheit Reichsmark 
ea essor 1 ägypt. Pfund 12,45 Merito ger era 100 Peſos 68,75 
Argentinien 1 Papierpeſo 0,693 | Neuſeeland Kurs für telegrapbifche 

(= 0,44 Goldpeſo) Auszahlung Großbritan⸗ 
Auftralien ....... Kurs für telegraphiſche nien abzüglich 19% vom 
Auszahlung Großbritan⸗ Hundert 
nien abzüglich 20/ vom NPikde rende 100 Gulden 133,63 
Hundert Niederländiſch⸗ Kurs für telegraphiſche 
Ben 100 Belga 42,16 Indien Auszahlung Niederlande 
(= 500 belg. Franken) zuzüglich / vom Hundert 
eee eee 1 Milreis e eee eee 100 Kronen 61,03 
Britiſch⸗Hongkong 100 Dollar 75,75 ieh 100 Schilling 49,05 
Britifch-Indien ... 100 Rupien Talältine ....... (Paläſtina⸗Pfunde): 
— 7,54 engl. Pfund Kurs für telegraphiſche 
Britiſch Straits⸗ 100 Dollar 142,375 Auszahlung Großbritan⸗ 
Settlements nien zuzüglich / vom 
Buülgasen 100 Lewa 3,053 Hundert 
e oe 1 kanad. Dollar r 100 Soles 61,— 
Cheers 100 Peſos 13,— nl ee. 100 Zloty 47,14 
China-Shanghai... 100 Dollar 74,— RENT a aaa 100 Escudos 11,03 
Dia one 100 Kronen 54,22 Rumänien 100 Lei 2,492 
Danzig 100 Gulden 47,14 Schweden ee 100 Kronen 62,61 
Eitlandı ent 100 eſtn. Kronen 68,07 Sion 100 Franken 57,27 
Finnlanʒd 100 mt. 5,36 SONG adde 100 Peſeten 22,02 
Frankreicch h 100 Francs 11,55 Südafrikaniſche (1 Südafrik. Pfund)! 12,07 
Griechenland 100 Drachmen DR Union und Süd⸗ 
Großbritannien 1 engl. Pfund 12,15 weſt⸗Afrika 
ogg ARE 100 Rials 12 Tſchechoſlowakei . 100 Kronen 8,789 
SEITEN agg 100 Kronen 54,46 e Donna 1 türk. Pfund 1,982 
Ilslen 100 Lire 13,11 D 100 Pengo 62,22 
apa ne 1 Den 0,71 Union der Sozialiſt. 100 Somjet-Nubel 49,0875 
Jugoſlawien 100 Dinar 5,666 Somjetrepublifen | (425 ft. Francs = Sowjet⸗Rubel) 
Nee dees 100 Lats 48,17 NT ae 1 Goldpeſo 1,331 
WETTE oe 100 Litas 42,02 Vereinigte Staaten 1 Dollar 2,492 
Luxemburg 500 Franken 52,70 von Amerika 
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I. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaſtlich betreffen 


$$ 112, 109 Ad. Die Haftung nach § 112 der AD. 

erſtreckt ſich nur auf die durch Hinterziehung ver⸗ 

kürzten Steuereinnahmen, während die Haftung nach 

§ 109 der AO. für verkürzte Steueranſprüche ſich nicht 
auf hinterzogene Steuern beſchränkt. 


Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat, 
vom 7. Oktober 1936 — IV A 80,36 


Aus den Gründen: 

Durch die angefochtene Entſcheidung wird der Haftungs⸗ 
beſcheid des Hauptzollamts D. beſtätigt, durch den der 
Beſchwerdeführer auf Grund von § 112 der Reiche. 
abgabenordnung für einen Ausfuhrzollbetrag in Höhe von 


627 480 AA haftbar gemacht wird, weil er als Direktor 


der Firma G. in G. bei der unangemeldeten Ausfuhr von 
30 gebrauchten Textilmaſchinen mitgewirkt und dadurch 
ſich der Hinterziehung des Ausfuhrzolls für dieſe Ma⸗ 
ſchinen ſchuldig gemacht habe. In dem gegen die genannte 
Firma als Zollſchuldnerin anhängigen Beſteuerungsver⸗ 
fahren hatte der Präſident des Landesfinanzamts D. in 
ſeiner ebenfalls angefochtenen Anfechtungsentſcheidung 
entſchieden, daß die von dieſer Firma zur Ausfuhr ge⸗ 
brachten 30 gebrauchten Textilmaſchinen der Nr. 899, 
900 und 902 des Zolltarifs den weſentlichen Teil einer 
ganzen Fabrikationsausrüſtung zur Herſtellung von 
Arminfterteppichen darſtellten und daß deshalb nach 
Diff. 3 der Verordnung über Zolländerungen vom 16. Juni 
1932 — Reichsgeſetzbl. I S. 304 — ein Ausfuhrzoll nach 
dem Satz von 800 N für 1 dz zu erheben ſei. Des⸗ 
halb iſt auch der Beſchwerdeführer für einen nach dem 
Satz von 800 RA für 1 dz und nicht nach den niedri- 
geren Sätzen der Ziff. 2 a. a. O. berechneten Ausfuhrzoll 
haftbar gemacht worden. 


Auf die Rechtsbeſchwerde der Firma G. iſt die gegen 
ſie ergangene Anfechtungsentſcheidung durch Urteil des 
erkennenden Senats vom heutigen Tag aufgehoben und 
die Sache an die Vorinſtanz zurückverwieſen worden, weil 
infolge eines Verfahrensmangels (Nichtbekanntgabe eini- 
ger Sachverſtändigengutachten vor der Entſcheidung) die 
Frage noch nicht ausreichend geklärt worden iſt, ob die 
ausgeführten Maſchinen den weſentlichen Teil einer gan⸗ 
zen Fabrikationsausrüſtung darſtellen. Auf demſelben 
Verfahrensmangel beruht auch die angefochtene Entſchei⸗ 
dung. Deshalb iſt auch dieſe aufzuheben und die nicht 
ſpruchreife Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 


Da der in Ziff. 3 der Verordnung vom 16. Juni 1932, 
Reichsgeſetzblatt I S. 304, enthaltene Begriff »aus An- 
laß der Verbringung einer ganzen Fabrikationsaus⸗ 
rüſtung oder eines weſentlichen Teils einer ſolchen« ver- 
ſchieden ausgelegt werden kann, wird die Vorinſtanz auch 
dann, wenn ſie im Nechtsmittelverfahren gegen die 
Firma G. nach anderweiter Prüfung den Zollſatz von 
800 AN für I dz wieder für zutreffend erachten ſollte, 
im vorliegenden Verfahren für den Fall, daß ſie den Be⸗ 
ſchwerdeführer wieder auf Grund von § 112 der Reichs⸗ 
abgabenordnung in Anſpruch nehmen will, weiter prüfen 
müſſen, ob der mit den Ausfuhrzollſätzen für gebrauchte 
Maſchinen vertraute Beſchwerdeführer die Textilmaſchinen, 
bei deren unangemeldeter Ausfuhr er mitgewirkt hat, als 
weſentlichen Teil einer ganzen Fabrikationsausrüſtung 
angeſehen hat und deshalb den Vorſatz hatte, den Aus- 
fuhrzoll nach einem Satz von 800 N für 1 dz oder nur 
einen niedrigeren Ausfuhrzoll nach den in Jiff. 2 a. a. O. 
enthaltenen Sätzen zu hinterziehen. Sollte der Be⸗ 


ſchwerdeführer die gebrauchten Maſchinen in rein tatſäch⸗ 
licher Beziehung nicht als den weſentlichen Teil einer gan⸗ 
zen Fabrikationsausruſtung angeſehen haben, ſo würde 
dies nach § 59 des Strafgeſetzbuchs zu berückſichtigen ſein. 
Auch wenn er nur in rechtlicher Beziehung den in Rede 
ſtehenden Begriff falſch ausgelegt haben follte, ſo wäre 
das ein Irrtum über einen nicht dem Strafrecht ange- 
hörenden Rechtsſatz, der nach der ſtändigen Rechtſprechung 
des Reichsgerichts dem Tatſachenirrtum im Sinn des § 59 
des Strafgeſetzbuchs gleichzuſetzen iſt (vgl. Entſch. des 
Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 64 S. 25 — Mrozeks 
Kartei, Reichsabgabenordnung § 358 Rechtſpruch 4). 
Ein unſchädlicher Irrtum würde allerdings dann nicht 
vorliegen, wenn der Beſchwerdeführer mit der Möglich 
keit gerechnet haben ſollte, daß ein Jollſatz von 800 N. 
in Frage kommen könnte, denn dann käme bedingter Vor⸗ 
ſatz in Frage. Bei zweifelhafter Rechtslage iſt aber eine 
erſt ſpäter erfolgte Klärung durch die Rechtſprechung 
gegen denjenigen, der einen Rechtsbegriff unrichtig aus⸗ 
gelegt hat, nicht zu verwerten (vgl. Entſch. des RH. 
Bd. 26 S. 210). 


Sollte der Beſchwerdeführer nur einen Ausfuhrzoll 
hinterzogen haben, der nach den Sätzen in Siff. 2 der 
Verordnung vom 16. Juni 1932, Reichsgeſetzblatt I 
S. 304, zu berechnen iſt, ſo kann er auf Grund von 
$ 112 der Reichsabgabenordnung auch nur für dieſen 
Zollbetrag in Anſpruch genommen werden. 


Den Hinterzieher, der nicht Steuerſchuldner iſt, bringt 
nämlich nur ſeine Straftat in Beziehungen zu der Steuer⸗ 
ſchuld. Dies hat zur Folge, daß dieſe Beziehungen zur 
Steuerſchuld nur ſo weit reichen wie die Straftat reicht. 
Nur inſoweit hat er für die Steuerſchuld einzuſtehen. Die 
Beſtimmung in § 112 der Reichsabgabenordnung, daß 
derjenige, der eine Steuerhinterziehung begeht, für den 
Betrag haftet, in deſſen Höhe Steuereinnahmen verkürzt 
werden, iſt daher dahin auszulegen, daß die Haftung ſich 
nur auf die durch die Hinterziehung verkürzten 
Steuereinnahmen erſtreckt. Iſt dagegen ein Teil der 
Steuer aus einem anderen, nicht unmittelbar auf der 
Steuerhinterziehung beruhenden Grund nicht entrichtet 
worden, ſo kann für dieſen Teil der Hinterzieher nicht 
verantwortlich gemacht werden. Dieſe Auffaſſung findet 
ihre Stütze auch in der Begründung zu Artikel I Ziff. 21 
eines Steueranpaſſungsgeſetzes (Reichstagsdruckſache IV 
1928/29 Nr. 568), der eine dem ſpäteren § 92a der 
Reichsabgabenordnung — § 112 der Reichsabgabenord⸗ 
nung 1931 gleiche Vorſchrift enthielt. Hier iſt geſagt: 
»Für dieſe Fälle (nämlich in den Fällen, wo jemand, der 
nicht Steuerſchuldner iſt, eine Steuerhinterziehung zum 
Vorteil eines anderen begeht) iſt eine Vorſchrift des In 
halts erforderlich, daß der Steuerdefraudant, ſoweit er 
nicht bereits Steuerſchuldner iſt, neben dem Steuerſchuld⸗ 
ner für die Nachzahlung der hinterzogenen Steuer 
haftet.« Den Steuerhinterzieher etwa aus dem Geſichts⸗ 
punkt des Schadenerſatzes dem Reich gegenüber für allen 
Schaden verantwortlich zu machen, der mit ſeiner Straftat 
in Verbindung zu bringen iſt, entſpricht nicht der Vor⸗ 
ſchrift des & 112 der Reichsabgabenordnung; denn hier 
fol die Oelikthaftung abſchließend und vollſtändig ge⸗ 
regelt werden. Für entſprechende Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts iſt hier kein Naum. 
Infolge der abſchließenden Regelung im & 112 der Reichs⸗ 
abgabenordnung kennt das Steuerrecht keine allgemeine 
Delikthaftung bei Steuergefährdung oder ſachlicher Be⸗ 
günſtigung. Dieſe Straftaten müßten aber eine Haftung 


für die Steuer begründen, wenn der Gedanke des Schaden | 


erſatzes für die Delikthaftung der Reichsabgabenordnung 
wirklich maßgeblich wäre. Deshalb iſt die weitere Bemer⸗ 
kung in der obengenannten Begründung: »Das Steuer 
recht hat hiermit aus dem bürgerlichen Recht den Grund- 
ſatz übernommen, daß derjenige, der eine unerlaubte 
Handlung begeht, ſchadenerſatzpflichtig iſt«, lediglich als 
eine allgemeine Begründung für die Einführung der 
Delikthaftung überhaupt anzuſehen. Sie will aber keines⸗ 
wegs ſagen, daß die Vorſchriften des bürgerlichen Nechts 
für den Umfang der Haftung oder in anderer Beziehung 
maßgebend wären. 


Wie in der genannten Begründung zu Artikel I 
Nr. 21 eines Steueranpaſſungsgeſetzes (Reichstagsdruck⸗ 
ſache Nr. 568 für 1928) war auch bereits in der Be 
gründung zu Artikel 36 Nr. 2 eines Einführungs- 
geſetzes zum Spiritus⸗Monopolgeſetz (Reichstagsdruckſache 
Nr. 2688 für 1924/26 S. 15) ausgeführt: 

Der Vorſchlag, den § 92 der Reichsabgabenordnung 
zu ergänzen, gehe auf eine Anregung des Reichs⸗ 
finanzhofs zurück, der .... den Grundſatz entwickelt 
habe, daß die Steuerſtraftat einen ſelbſtändigen Ver⸗ 
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pflichtungsgrund für die Zahlung der verkürzten 
Steuereinnahmen bilde. Es ſei eine Vorſchrift er⸗ 
forderlich, daß der Steuerdefraudant, der nicht 
Steuerſchuldner ſei, für die Nachzahlung der hin⸗ 
terzogenen Steuer hafte. 


Von vornherein iſt daher nur an eine Haftung für die 
tatſächlich verkürzten, hinterzogenen Abgaben ge- 
dacht worden. 


Eine weitergehendere Haftung als § 112 der Neichs⸗ 
abgabenordnung begründet § 109 der Reichsabgabenord⸗ 
nung für die Vertreter und die übrigen in den §8 103 
bis 108 bezeichneten Perſonen. Hier beſteht nicht nur 
eine Haftung für hinterzogene Steuerbeträge, ſondern für 
alle Steuerbeträge, die infolge ſchuldhafter Verletzung 
der dieſen Perſonen obliegenden ſteuerlichen Pflichten 
nicht entrichtet worden ſind. Gegebenenfalls könnte die 
Vorinſtanz prüfen, ob ſich der geltend gemachte Haftungs— 
anſpruch auf § 109 der Reichsabgabenordnung gründen 
läßt, wenn § 112 der Reichsabgabenordnung nicht aus⸗ 
reicht. 


2 1407 — 519 II 


II. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Ausfuhrzölle. Verordnung über Zolländerungen vom 
16. Juni 1932 (Reichsgeſetzbl. I S. 304) § 1 Ziffer 3. — 
Der Ausfuhrzollſatz von 800 . für 1 da iſt ſtets dann 
anzuwenden, wenn gebrauchte Maſchinen ins Ausland 
ausgeführt werden, mit denen ein (d. h. irgendein) Fa⸗ 
brikationsbetrieb vollſtändig oder im weſentlichen einge⸗ 
richtet werden kann. Es iſt daher nicht ausſchlaggebend, 
welchem Zweck die ausgeführten gebrauchten Maſchinen 
im einzelnen Fall dienen ſollen 


Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat, 
vom 7. Oktober 1936 — IV A 85/36 U 


Aus den Gründen: 


Nach dem Urteil des erkennenden Senats vom 22. Ja- 
nuar 1936 IV A 120/35 (ſ. RSBl. 1936 S. 79) ver 
folgte der auf Grund der Verordnung des Reichspräſi⸗ 
denten vom 9. März 1932, Reichsgeſetzblatt 1 S. 121 (vgl. 
Vierter Teil 8 1 Abſ. 1 Nr. 2, durch 8 2 der Verord⸗ 
nung über Zolländerungen vom 18. März 1932, Reichs. 
geſetzblatt 1 S. 153, eingeführte hohe Ausfuhrzoll von 
800 .RM für gebrauchte Maſchinen u. a. den Zweck, zu 
verhindern, daß mit gebrauchten deutſchen Maſchinen 
Wettbewerbsbetriebe im Ausland errichtet würden. Dieſe 
Zweckbeſtimmung iſt auch, wie in dem genannten Urteil 
weiter dargelegt worden iſt, durch die Milderungen, 
welche die Verordnung vom 18. März 1932 durch die 
Verordnung über Zolländerungen vom 16. Juni 1932, 
Reichsgeſetzblatt 1 S. 304, erfahren hatte, nicht geändert 
worden, und ſie gilt auch heute noch. Dieſer Zweck er⸗ 
fordert, daß der hohe Ausfuhrzollſatz von 800.24 für 
1 dz ſtets anzuwenden iſt, wenn gebrauchte Maſchinen ins 
Ausland ausgeführt werden, mit denen ein (d. h. irgend⸗ 
ein) Fabrikationsbetrieb vollſtändig oder im weſentlichen 
eingerichtet werden kann (vgl, Urteil des erkennenden 
Senats vom 24. April 1936 IV A 2/36 U = Reichszoll⸗ 
blatt 1936 S. 168). Es ift daher nicht ausſchlaggebend, 
welchem Zweck die ausgeführten gebrauchten Maſchinen 
im einzelnen Fall dienen ſollen. Es kommt deshalb nicht 
darauf an, ob die gebrauchten Maſchinen in einem im 


Ausland bereits beſtehenden Betrieb unbrauchbar gewor⸗ 
dene Maſchinen erſetzen ſollen, ob damit ein im Ausland 
bereits beſtehender Vetrieb erweitert oder ob damit im 
Ausland ein neuer Betrieb eingerichtet werden ſoll. Die 
angefochtene Entſcheidung führt in dieſer Beziehung zu⸗ 
treffend aus, daß die Sollftellen die Frage, ob ein weſent⸗ 
licher Teil einer Fabrikationsausrüſtung vorliege, nur 
nach dem tatſächlichen Befund ohne Rückſſcht auf die be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe bei dem Veräußerer oder Empfänger 
nachprüfen können. Mit gebrauchten Maſchinen, die ur⸗ 
ſprünglich vielleicht tatſächlich nur als Erſatz unbrauchbar 
gewordener Maſchinen dienen ſollten, kann troßdem — 
ohne daß die inländiſche Zollſtelle dieſe Anderung nach⸗ 
prüfen oder hindern kann — ein neuer Fabrikations- 
betrieb im Ausland erſtehen, wenn die gebrauchten Mar 
ſchinen eine ganze Fabrikationsausrüſtung oder einen 
weſentlichen Teil einer ſolchen darſtellen. 


Für die Frage, ob eine ganze Fabrikationsausrüſtung 
oder ein weſentlicher Teil einer ſolchen vorliegt, iſt es 
weiter nicht weſentlich, ob mit der Zahl der ausgeführten 
Maſchinen ein gewinnbringender Betrieb eingerichtet 
werden kann; denn abgeſehen davon, daß ſich dies im 
Inland für die ausländiſchen Verhältniſſe nicht einwand⸗ 
frei beurteilen läßt, können Verluſtbetriebe eine Zeit 
lang ebenſo wie rentierende Betriebe Wettbewerbsbetriebe 
fein. Die Frage der Wirtſchaftlichkeit kann höchſtens für 
die tatſächliche Beurteilung u. U. dann eine gewiſſe Rolle 
ſpielen, wenn noch andere weſentliche Zweifel darüber 
beſtehen, ob eine ganze Fabrikationsausrüſtung oder ein 
weſentlicher Teil einer ſolchen vorliegt. 


Darin, daß die Jollbehörde die am 18. Auguſt 1933 
zur Ausfuhr angemeldeten Maſchinen zollfrei abgefertigt 
hat, liegt keine eine Vergünſtigung begründende Anerken⸗ 
nung oder Genehmigung i. S. des $ 96 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung. Der Nachforderung des Ausfuhrzolls für dieſe 
Maſchinen würde daher nichts im Wege ſtehen, wenn die 
Jollbehörde dieſe Maſchinen irrtümlich für ausfuhrzollfrei 
angeſehen hätte (vgl. Urteil vom 8. Juli 1925 IV A 
128/35 = Entſch. des RF H. Bd. 17 S. 31, 32). 
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Sonſtige Nachrichten 


Verfendung von Sonderabdrucken des Reichszollblatts 
— Ohne weitere Mitteilung — 
Die Sonderabdrucke des Reichszollblatts 


Nr. 89 für 1936 (Gruppe I) 
ſind geliefert worden. 
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